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Von mehreren in einer Sozietät zusammengeschlossenen 
Rechtsanwälten hat grundsätzlich derjenige die Fristen zu 
überwachen, der beim zuständigen Gericht zugelassen ist.
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BUNDESGERICHTSHOF

IX ZB 57/97 BESCHLUSS
vom

10. Juli 1997

in dem Beschwerdeverfahren

Bernd W ^ m p a l s  Verwalter in der Gesamtvollstreckung über 
das Vermögen der Tfl| GmbH,

;traßeÄ, Mi

Beklagter und Beschwerdeführer,

- Prozeßbevollmächtigte Rechtsanwälte

g e g e n

S m  V f l H m  GmbH,
gesetzlich vertreten durch die Geschäftsführer Jürgen LJ 
Jean-Louis M^ m g fund Siegfried El 

Straße^^fc B|

Klägerin und Beschwerdegegnerin,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. H H B H I  
v. ^ ■ ■ ■ u n d J S o l l e g e n ,
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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
n Vorsitzenden Richter Brandes und die Richter Dr. Ganter, 
rchhof, Dr. Fischer und Dr. Zugehör

i 10. Juli 1997 
ischlossen:

Die sofortige Beschwerde gegen den Be­
schluß des Kammergerichts vom 3. April 
1997 wird auf Kosten des Beklagten zu­
rückgewiesen .

Der Beschwerdewert wird auf DM 83.720 
festgesetzt.

G r ü n d e

I.

Der Beklagte hat gegen ein ihm am 19. Dezember 1996 zu­
gestelltes landgerichtliches Urteil am 18. Januar 1997 Beru­
fung eingelegt. Seine Berufungsbegründung ist erst am 
27. Februar 1997 beim Oberlandesgericht eingegangen. Am sel­
ben Tage hat er wegen der Versäumung der Berufungsbegrün­
dungsfrist Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beantragt. 
Das Berufungsgericht hat den Wiedereinsetzungsantrag zurück-
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gewiesen und die Berufung als unzulässig verworfen. Dagegen 
richtet sich die sofortige Beschwerde des Beklagten.

II.

Das gemäß § 519 b Abs. 2 ZPO zulässige Rechtsmittel hat 
keinen Erfolg.

1. Der Beklagte hat zur Begründung seines Wiedereinset­
zungsgesuchs vorgetragen:

Im Büro seines Prozeßbevollmächtigten habe der sachbear- 
beitende (nicht beim Berufungsgericht zugelassene) Rechtsan­
walt Dr. D ^ ^  - weil sich die Fertigstellung der Berufungsbe­
gründung hingezogen habe - am 14. Februar 1997, einem Frei­
tag, einen Antrag auf Verlängerung der Berufungsbegründungs­
frist um acht Wochen auf Band diktiert. Das Diktat habe mit 
der Anweisung geendet, den aufgrund des Diktats gefertigten 
Schriftsatz dem beim Berufungsgericht zugelassenen Sozius 
Q f ^ ^ a m  18. Februar 1997 zur Unterschrift vorzulegen und so­
dann noch am selben Tage beim Berufungsgericht einzureichen. 
Bei der Übergabe des Bandes mit der Akte an die Rechtsan­
waltsgehilfin R f 0 p  habe Rechtsanwalt Dr. Df|[pdie Anweisung 
nochmals - nunmehr unmittelbar - wiederholt. Am darauffolgen­
den Montag, dem 17. Februar 1997, habe Frau R ^ p d e n  dik­
tierten Text zwar mittels eines PC's geschrieben. Sie habe 
aber den Ausdruck vergessen. Am nächsten Tag sei Frau RflHP 
die im Terminkalender notierte Frist aufgefallen und sie habe 
ihre Kollegin gefragt, was mit der Sache sei. Frau
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habe die Frage auf das erstinstanzliche Verfahren bezogen 
und geantwortet, die Sache sei erledigt. Daraufhin habe Frau 
RflHP - entgegen der geltenden Büroregelung, bei Zweifeln ei­
nen Rechtsanwalt zu konsultieren - die Frist im Terminkalen­
der abgehakt, ohne weiteres zu veranlassen. Bei der abendli­
chen Kontrolle des Terminkalenders habe Rechtsanwalt Dr. 
angesichts des von Frau RBB®angebrachten "Hakens" angenom­
men, daß der Schriftsatz, entsprechend seiner Anweisung, 
fristgerecht eingereicht worden sei. Erst am nächsten Tag, 
qlem 19. Februar 1997, habe Rechtsanwalt Dr. D^IPbei der Be­
arbeitung der Akte das Fehlen des Antrags auf Fristverlänge­
rung festgestellt.

2. Dieses Vorbringen ist nicht geeignet, ein dem Beklag­
ten zuzurechnendes Verschulden seines Prozeßbevollmächtigten 
an der Fristversäumung auszuschließen.

a) Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesgerichts­
hofs gehört es zu den Aufgaben des Prozeßbevollmächtigten, 
dafür zu sorgen, daß ein fristgebundener Schriftsatz herge­
stellt wird und rechtzeitig bei dem zuständigen Gericht ein­
geht. Zu diesem Zweck muß der Prozeßbevollmächtigte eine zu­
verlässige Fristenkontrolle organisieren. Er muß sicherstel­
len, daß die im Fristenkalender vermerkten Fristen erst ge­
strichen oder in anderer Weise als erledigt gekennzeichnet 
werden, wenn die fristwahrende Maßnahme durchgeführt, ein 
fristwahrender Schriftsatz also gefertigt und zumindest post­
fertig gemacht worden ist (BGH, Beschluß vom 18. Oktober 1993
- II ZB 7/93, VersR 1994, 703; vom 8. Dezember 1993
- XII ZB 155/93, BGHR ZPO § 233 - Fristenkontrolle 31; vom
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15. Februar 1995 - XII ZB 229/94, BGHR ZPO § 233 - Fristen­
kontrolle 39; vom 14. März 1996 - III ZB 13/96, BGHR ZPO 
§ 233 - Ausgangskontrolle 5). Dabei muß der Prozeßbevollmäch­
tigte auch Vorkehrungen treffen, die geeignet sind, verse­
hentliche Erledigungsvermerke im Fristenkalender zu verhin­
dern (BGH, Beschluß vom 14. Januar 1993 - VII ZB 18/92, VersR 
1993, 772 f; vom 7. Dezember 1993 - XI ZR 207/93, VersR 1994, 
956; vom 14. März 1996 aaO). Eine Frist darf nur gestrichen 
werden, wenn die Person, die mit der Kontrolle betraut ist, 
sich anhand der Akte oder des postfertigen, die Frist erledi­
genden Schriftsatzes selbst vergewissert hat, daß zweifels­
frei nichts mehr zu veranlassen ist. Sie dazu anzuhalten, ist 
Sache des Prozeßbevollmächtigten selbst (BGH, Beschluß vom 
14. März 1996 aaO).

b) Nach dem Vorbringen in dem Wiedereinsetzungsgesuch 
ist diesen Obliegenheiten im vorliegenden Fall nicht genügt 
worden.

Von mehreren in einer Sozietät zusammengeschlossenen 
Rechtsanwälten hat grundsätzlich derjenige die Fristen zu 
überwachen, der bei dem zuständigen Gericht zugelassen ist. 
Dies gilt nicht nur für die überörtliche Sozietät (vgl. dazu 
BGH, Beschluß vom 24. März 1994 - I ZB 1/94, NJW 1994, 1878 
f), sondern allgemein. In diesem Falle oblag es Rechtsanwalt 
Q̂ jjĵ ,̂ die am 18. Februar 1997 ablaufende Berufungsbegrün­
dungsfrist zu überwachen. Was er zu diesem Zweck unternommen 
hat, läßt sich dem Vorbringen des Beklagten nicht entnehmen. 
Falls dieses so zu verstehen ist, daß dem "sachbearbeitenden" 
Rechtsanwalt Dr. D^^die Bearbeitung des Mandats auch im
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Hinblick auf die Fristen übertragen worden sei, scheitert die 
von dem Beklagten begehrte Wiedereinsetzung daran, daß die 
büromäßige Organisation der Fristenüberwachung, derer sich 
Rechtsanwalt Dr. D 0 P  bedient hat, unzureichend war. Dieser 
Umstand ist dem Beklagten ebenso zuzurechnen (§ 85 Abs. 2 
ZPO), wie wenn Rechtsanwalt QfHfe anstelle von Rechtsanwalt 
Dr. gehandelt hätte (vgl. BGH, Beschluß vom 19. Januar
1995 - III ZR 107/94, NJW 1995, 1841).

In dem Wiedereinsetzungsgesuch ist das Versehen der 
Rechtsanwaltsgehilfin R nur darin erblickt worden, daß 
sie die "geltende Büroregelung, bei Zweifeln einen Rechtsan­
walt zu konsultieren" mißachtet habe. Aufgrund der - fal­
schen - Auskunft ihrer Kollegin hatte Frau RflBi aber
keine Zweifel (mehr). Aus der beschriebenen Büroregelung er­
gibt sich nichts dafür, daß die Anwaltsgehilfinnen verpflich­
tet waren, die Erledigung der Frist anhand der Akten oder des 
fristwahrenden Schriftsatzes zu überprüfen. Ist eine derarti­
ge Überprüfung nicht allgemein angeordnet, dürfen sich die 
Hilfspersonen vielmehr auf ihr Gedächtnis - oder dasjenige 
von Mitarbeitern - verlassen, liegt es nahe, daß die Fristen­
kontrolle unzuverlässig ist (vgl. BGH, Beschluß vom 16. Mai 
1997 - VI ZB 12/97, zVb).

c) Allerdings hat der Beklagte zur Begründung der sofor­
tigen Beschwerde ausgeführt, im Büro seines Prozeßbevollmäch­
tigten würden - entsprechend einer allgemein erteilten Wei­
sung - Fristen erst "abgehakt", wenn die fristwahrende Hand­
lung erfolgt sei, z.B. der fristwahrende Schriftsatz sich bei 
der Post befinde. Selbst wenn dieser Vortrag noch als bloße
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Erläuterung unklarer oder Ergänzung unvollständiger Angaben 
berücksichtigt werden kann (vgl. dazu BGH, Beschluß vom 
4. Mai 1994 - XII ZB 21/94, NJW 1994, 2097, 2098; vom 
21. März 1995 - VI ZB 5/95, VersR 1995, 933, 934; vom 6. Mai 
1997 - VI ZB 12/97, zVb.), so rechtfertigt er keine andere 
Beurteilung. Auch der nachgeschobene Vortrag besagt nicht, 
daß der Rechtsanwaltsgehilfin RflBI ein "Abhaken" aus der 
- eigenen oder fremden - Erinnerung heraus, also ohne Nach­
prüfung anhand der Akten, verboten war.

Brandes Kirchhof Fischer
Zugehör Ganter
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